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1 Int egriertes Klimaschutzkonzept: Rahmenbedingungen und Ziele  

Das Regionalforum Bremerhaven hat eine Arbeitsgemeinschaft bestehend aus der ARSU GmbH und 

der RaUm-Consult GbR mit der Erstellung eines Integrierten Klimaschutzkonzepts beauftragt.  

Der hier vereinbarungsgemäß vorgelegte Endbericht enthält die Ergebnisse der Bestandsaufnahme, 

benennt die erarbeiteten Maßnahmen und endet mit eigenen Schlussfolgerungen und 

grundsätzlichen Einschätzungen, die sich aus der Sicht der Gutachter aus den Ergebnissen und dem 

Prozess der Konzepterstellung ableiten lassen.1 Für weitere Informationen wird auch auf die 

Projektzwischenberichte und die Präsentationen verwiesen.  

1.1 Hintergrund / Ziele der Studie  

1.1.1 Ausgangslage ɀ Klimaschutzziele in Deutschland  

Folgt man den Erkenntnissen des Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC) dann wird eine 

Begrenzung des globalen Temperaturanstiegs um 2°C nur dann mit hinreichender Sicherheit 

erreichbar sein, wenn weltweit die CO2-Emissionen um 50 bis 85% gegenüber dem Jahr 2000 

reduziert werden können. Im Vergleich zum Jahre 1990 bedeutet dies für die Gruppe der 

Industrieländer eine Emissionsreduzierung von 80 bis 95%, d.h. eine fast vollständige 

α5ŜƪŀǊōƻƴƛǎƛŜǊǳƴƎ ŘŜǊ DŜǎŜƭƭǎŎƘŀŦǘάΦ 5ŜǊ 9ƴŜǊƎƛŜǎŜƪǘƻǊ Ǝƛƭǘ ŀƭǎ ŘŜǊ ƎǊǀǖǘŜ 9ƳƛǘǘŜƴt von 

Treibhausgasen, im Rahmen der Klimaschutzpolitik wird ihm daher eine zentrale Rolle zugewiesen.  

Die energie- und klimapolitischen Ziele der Bundesregierung, die sie im Rahmen der Energiewende 

im aktuellen Koalitionsvertrag 2noch einmal bekräftigt und zum Teil ergänzt hat, erfordern jedoch 

Strategien, die über den unmittelbaren Energiebereich hinausgehen und alle Bereiche der 

Volkswirtschaft erfassen.  

 

                                                           
1  Aus Gründen der Lesbarkeit ist auf eine geschlechtsneutrale Formulierung verzichtet worden. Es sind jedoch 

immer beide Geschlechter im Sinne der Gleichbehandlung angesprochen. 

2  Siehe: CDU, CSU und SPD, Deutschlands Zukunft gestalten. Koalitionsvertrag. 18. Legislaturperiode, Berlin 2013, S. 
49ff 
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Abbildung 1: Handlungsfelder der Energiewende; Quelle: Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (BMWi) 
(2013): Jahreswirtschaftsbericht 2013 Wettbewerbsfähigkeit ς Schlüssel für Wachstum und Beschäftigung in Deutschland 
und Europa, Berlin, S.62 

 

In der Bundesrepublik richtet sich das politische Augenmerk vor allem auf den Ausbau der 

Erneuerbaren Energien als den bedeutendsten Weg zum Umbau der Energiewirtschaft und zum 

Übergang auf eine CO2-freie, zumindest aber CO2-arme Energieproduktion. Das Erneuerbare 

Energien Gesetz gilt dabei als das Erfolgsmodell, auch wenn es zurzeit vor allem unter 

Kostengesichtspunkten massiv unter Druck geraten ist. 

Alle vorgelegten Prognosen zur Entwicklung der Erneuerbaren Energien sind in den letzten Jahren 

stets überholt worden. Aktuelle Szenarien skizzieren Entwicklungspfade, nach denen bereits bis zur 

Mitte des Jahrhunderts eine vollständige Energieversorgung aus Erneuerbaren Energien möglich ist. 3 

Technisch gesehen ist ein solcher Umbauprozess in der Tat nicht unrealistisch, als entscheidend für 

die praktische Umsetzung dürften sich jedoch die Wirtschaftlichkeit dieser Konzepte, ihre 

organisatorisch-institutionelle Ausgestaltung und die instrumentelle Absicherung erweisen. Im 

Zusammenhang mit dem Aufbau eines auf Erneuerbaren Energien basierenden Versorgungssystems 

sind daher noch viele Fragen offen.  

Die Bundesregierung hat im Juni 2011 als Reaktion auf die Atomkatastrophe im japanischen 

CǳƪǳǎƘƛƳŀ Ƴƛǘ ŘŜƳ ǎƻƎΦ α9ƴŜǊƎƛŜǇŀƪŜǘά ŜƛƴŜ ǳƳŦŀǎǎŜƴŘŜ ŜƴŜǊƎƛŜǇƻƭƛǘƛǎŎƘŜ bŜǳƻǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎ ŀǳŦ ŘŜƴ 

Weg gebracht, die u.a. einen endgültigen Abschied von der Nutzung der Kernenergie vorsieht. Die 

energiewirtschaftliche Ausgangslage hat sich damit grundlegend verändert, die Energiewende gilt in 

ŘŜǊ ½ǿƛǎŎƘŜƴȊŜƛǘ ŀƭǎ Řŀǎ ōŜŘŜǳǘŜƴŘǎǘŜ ǇƻƭƛǘƛǎŎƘŜ tǊƻƧŜƪǘ ŘŜǊ ƴŅŎƘǎǘŜƴ WŀƘǊŜΥ α5ƛŜ ŜƴŜǊƎƛŜǇƻƭƛǘƛǎŎƘŜƴ 

Weichenstellungen des Jahres 2011 verwandeln die langfristigen klimapolitischen Ziele der 

                                                           
3
  Siehe beispielhaft:  European Renewable Energy Council (EREC) and Greenpeace (2010). Energy [r]evolution: 

Towards a fully renewable energy supply in the EU; Fraunhofer-Institut für Solare Energiesysteme ISE (2013) 
Energiesystem Deutschland 2050. Freiburg; Sachverständigenrat für Umweltfragen (2013). Den Strommarkt der 
Zukunft gestalten. Sondergutachten. Berlin  
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Bundesregierung von einer abstrakten, mehrere Jahrzehnte entfernt gewähnten Aufgabe zu einer 

konkreten gesellschaftlichen Herausforderung. Das Gelingen dieses Projekts wird von den 

Weichenstellungen und Erfolgen wie Misserfolgen der kommenden Jahre abhängen. Denn das 

Ausrufen des mittelfristigen Ziels des völligen Atomausstiegs und die Festlegung langfristiger Ziele für 

den Umbau des Systems der Energieversorgung sind noch lange nicht gleichbedeutend mit ihrem 

9ǊǊŜƛŎƘŜƴΦά4 

In ihrem Energiekonzept vom September 2010 formulierte die Bundesregierung die Grundrisse einer 

Gesamtstrategie, mit der die Stromerzeugung in Deutschland bis zum Jahre 2050 so umgebaut 

werden soll, dass es dann weitgehend auf Erneuerbaren Energien basiert.5 Das Energiekonzept 

besteht aus: 

¶ klimapolitischen Zielvorgaben  

¶ Ausbauzielen Erneuerbarer Energien und  

¶ einem Bündel an Gesetzen zur Unterstützung dieser Zielvorgaben. 

Die Ziele sind dabei in enger Abstimmung mit der europäischen Ebene, in einigen Fällen aber auch 

darüber hinausgehend, sehr ambitioniert:6 

¶ die Treibhausgasemissionen sollen bis 2020 gegenüber 1990 um 40% gesenkt werden;  

¶ die Energieproduktivität soll um 3% pro Jahr gesteigert werden, d.h. die Energie wird im 

Jahr 2020 doppelt so effizient genutzt wie im Jahr 1990; 

¶ der Anteil der Erneuerbaren Energien soll kontinuierlich erhöht werden: 

Á am Bruttoendenergieverbrauch: von heute rund 10% auf mindestens 18% bis 2020; 

Á am Bruttostromverbrauch: auf mindestens 35% bis 2020, und dann in Schritten bis zum 
Jahre 2050 auf 80%; 

Á am Wärmeenergiebedarf: von heute knapp 8% auf 14% bis 2020; 

¶ der Anteil der Biokraftstoffe soll bis 2020 so weit erhöht werden, dass dadurch die 

Treibhausgasemissionen um 7% gegenüber dem Einsatz fossiler Kraftstoffe reduziert 

werden; das entspricht etwa einem Anteil von 12% energetisch; 

¶ der Anteil der Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) an der Stromerzeugung soll bis 2020 auf 25% 

verdoppelt werden. 

Die Übersicht enthält zudem die über 2020 hinausreichenden Zielvorstellungen auf nationaler Ebene.  

                                                           
4  Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (SVR) (2011): Verantwortung für 

Europa wahrnehmen. Jahresgutachten 2011/12. Wiesbaden, S. 228. 

5  Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (BMWi)/ Bundesministerium für Umwelt (2010): 
Energiekonzept für eine umweltschonende, zuverlässige und bezahlbare Energieversorgung. Berlin. 

6  Siehe mit weiteren Verweisen: Umweltbundesamt, Klimaschutzprogramme und ςmaßnahmen in Deutschland. 
Stand: Juni 2009; http://www.umweltbundesamt-daten-zur-
umwelt.de/umweltdaten/public/theme.do;jsessionid=697723F3C21319174-A96241847E95663?nodeIdent=3156; 
siehe auch Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (Erneuerbare ς Energien ς Gesetz ςEEG). Konsolidierte 
(unverbindliche) Fassung des Gesetzestextes in der ab 1. Januar 2012 geltenden Fassung. Grundlage: Beschluss 
des Deutschen Bundestages vom 30. Juni 2011, BT-Drs. 17/6363. 

http://www.umweltbundesamt-daten-zur-umwelt.de/umweltdaten/public/theme.do;jsessionid=697723F3C21319174-A96241847E95663?nodeIdent=3156
http://www.umweltbundesamt-daten-zur-umwelt.de/umweltdaten/public/theme.do;jsessionid=697723F3C21319174-A96241847E95663?nodeIdent=3156
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Umstrittener Bestandteil des Energiekonzepts war die Verlängerung der Laufzeiten der 

Kernkraftwerke. Nach dem Unfall im japanischen Kernkraftwerk Fukushima im März 2011 wurde 

diese Entscheidung nur wenige Monate später wieder revidiert. Das Energiepaket aus dem Juni 2011 

hat vor allem das Ziel, das beschlossene Energiekonzept umzusetzen und besteht aus insgesamt 

sieben Gesetzen und einem Entwurf: 

1. Dreizehntes Gesetz zur Änderung des Atomgesetzes: damit wird die im Oktober 2010 

beschlossene Verlängerung der Laufzeit der Kernkraftwerke zurückgenommen. Die Nutzung der 

Kernenergie wird damit spätestens Ende 2022 enden. Sieben Kernkraftwerke, die vom 

Moratorium betroffen waren und das Kernkraftwerk Krümmel gehen nicht wieder ans Netz. 

2. Gesetz zur Neuregelung des Rechtsrahmens für die Förderung der Stromerzeugung aus 

Erneuerbaren Energien (EEG-Novelle 2012): Ziel ist in diesem Fall die Verbesserung der 

Kosteneffizienz bei der Förderung der Erneuerbaren Energie, die Förderung der Transparenz des 

Fördersystems und die Verbesserung der Markt- und Systemintegration. Die geltenden 

Vergütungsstrukturen wurden beibehalten, zum Teil jedoch stark vereinfacht. Zur Verbesserung 

der Marktintegration wurden mit der optionalen Marktprämie und der Flexibilitätsprämie zwei 

neue Konzepte umgesetzt. 

3. Gesetz zur Stärkung der klimagerechten Entwicklung in den Städten und Gemeinden: erleichtert 

vor allem über die Anpassung im Baurecht die Möglichkeiten für eine klimagerechte 

Stadtentwicklung. 

4. Gesetzentwurf zur steuerlichen Förderung von energetischen Sanierungsmaßnahmen an 

Wohngebäuden: sieht eine Verbesserung der Abschreibungsmöglichkeiten für 

Sanierungsmaßnahmen vor; die Umsetzung dieser Vorgaben hätte finanzielle Konsequenzen für 

Gemeinden und Bundesländer. Eine Einigung zwischen Bund und Ländern konnte jedoch nicht 

Tabelle 1: Energie- und klimapolitische Ziele; Quelle: BMWI / BMU (2012): Erster Monitoring-Bericht α9ƴŜǊƎƛŜ ŘŜǊ 
½ǳƪǳƴŦǘά, Berlin, S. 16 
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 Anteile erneuerbarer Energien an der Energiebereitstellung 

in Deutschland 
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1) Quellen: Ziele der Bundesregierung; Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG); Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG), EU-Richtlinie 2009/28/EG;

 2) Der gesamte Verbrauch an Motorkraftstoff, ohne Flugbenzin; 3) Berechnet nach Wirkungsgradmethode - Quelle: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen e.V. (AGEB);

EE: Erneuerbare Energien; Quelle: BMU-KI III 1 nach Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat); Hintergrundbild: BMU / Brigitte Hiss; Stand: März 2012; Angaben vorläufig

erreicht werden, so dass alle strittigen Teile zur steuerlichen Förderung aus dem Gesetz 

gestrichen wurden.  

5. Erstes Gesetz zur Änderung schifffahrtsrechtlicher Vorschriften: verbessert Planung und 

Genehmigung von Offshore- Windparks. 

6. Gesetz über Maßnahmen zur Beschleunigung des Netzausbaus Elektrizitätsnetze 

(Netzausbaubeschleunigungsgesetz): schafft einen neuen Planungsrahmen für Leitungen der 

Hochspannungsebene. 

7. Gesetz zur Neuregelung energiewirtschaftsrechtlicher Vorschriften: beinhaltet vor allem 

notwendige Anpassungen des Energiewirtschaftsgesetzes, die erforderlich sind, um die 

gemeinsame Netzausbauplanung rechtlich abzusichern.  

8. Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur ErricƘǘǳƴƎ ŜƛƴŜǎ {ƻƴŘŜǊǾŜǊƳǀƎŜƴǎ α9ƴŜǊƎƛŜ- und 

YƭƛƳŀŦƻƴŘǎάΥ ƭŜƎǘ ŦŜǎǘΣ Řŀǎǎ ŘƛŜ ǳǊǎǇǊǸƴƎƭƛŎƘ ǾƻǊƎŜǎŜƘŜƴen Fondseinnahmen aus den 

Zusatzgewinnen der Kernkraftwerkbetreiber durch Einnahmen aus der Versteigerung der 

Emissionszertifikate kompensiert wird.  

Die Bundesregierung hat einen ersten Monitoring-Bericht vorgelegt, in dem sie den bisher erreichten 

Stand der Energiewende dokumentiert und auch auf Umsetzungsprobleme verweist.7 Ganz 

offenkundig sind dabei die erreichten Ziele beim Ausbau der Erneuerbaren Energien8. Zum Teil einen 

erheblichen Nachholbedarf gibt es jedoch beim Ausbau der notwendigen (Netz-)Infrastruktur und bei 

den Maßnahmen zur Verbesserung der Energieeffizienz. 

                                                           
7  Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (BMWi)/ Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 

Reaktorsicherheit (BMU),(2012): Erster Monitoring-.ŜǊƛŎƘǘ α9ƴŜǊƎƛŜ ŘŜǊ ½ǳƪǳƴŦǘάΦ .ŜǊƭƛƴΤ [ǀǎŎƘŜƭΣ !Φ ŀƴŘ Ŝǘ ŀƭΦ 
(2012): Expertenkommission zum Monitoring-tǊƻȊŜǎǎ α9ƴŜǊƎƛŜ ŘŜǊ ½ǳƪǳƴŦǘάΦ {ǘŜƭƭǳƴƎƴŀƘƳŜ ȊǳƳ ŜǊǎǘŜƴ 
Monitoring-Bericht der Bundesregierung für das Berichtsjahr 2011. Berlin, Mannheim, Stuttgart.   

8   Bundesumweltministerium (2011): Entwicklung der erneuerbaren Energien in Deutschland im Jahr 2010. Grafiken 
und Tabellen Stand: 23. März 2011 unter Verwendung aktueller Daten der Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-
Statistik (AGEE-Stat).  

Abbildung 2: Anteile Erneuerbarer Energien an der Energiebereitstellung in Deutschland; Quelle: BMU 2012, Folie 3 
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1.1.2 Rolle der Kommunen  

Eine erfolgreiche Umsetzung des Energiepaketes erfordert eine Einbeziehung aller relevanten 

Akteure und politischen und wirtschaftlichen Entscheidungsträger. Eine ganz besondere Rolle wird 

dabei den Kommunen zugewiesen. Sie sind nicht nur ein bedeutender Energieverbraucher und auch 

Anbieter von Energie, sondern sie können über ihr Handeln und ihre planerischen Entscheidungen 

ganz erheblichen Einfluss nehmen auf die Ausschöpfung der EE-Potenziale und des 

Energieverbrauchs der privaten Haushalte und der Unternehmen.  

Klimapolitische Maßnahmen erfordern häufig auch das Zusammenwirken von vielen Akteuren. 

Solche Anforderungen sind oft auf lokaler Ebene einfacher und schneller zu lösen, zumal die 

Kommunen auch durch die Nähe zu den Bürgern ganz wesentlich das klimapolitische Engagement 

fördern können. Nicht zuletzt spielt natürlich auch die grundsätzliche Dezentralisierung der 

Energiewirtschaft für eine stärkere kommunale Orientierung in der Klimapolitik eine Rolle:  

 

Die neue Position der Kommunen kommt in einer Vielzahl an Tagungen, Workshops und 

Publikationen zum Ausdruck. Auch die kommunalen Spitzenverbände und die 

Branchenorganisationen betonen die Funktion der Kommunen in der Klimapolitik und haben eine 

Abbildung 3: Akteure der Energiepolitik; Quelle: KfW Bankengruppe (2010): Förderung von Klimaschutz und nachhaltiger 
Energiepolitik für die Kommune der Zukunft, Abschlussbericht des Expertenkreises, Frankfurt am Main, S. 15 
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kaum noch zu überblickende Zahl von Handlungsanleitungen, Leitfäden und Sammlungen von best-

practices herausgebracht.9 

Besonders hervorgehoben wird dabei stets die Tatsache, dass kommunaler Klimaschutz nicht nur 

einen Beitrag zur Erreichung der klimapolitischen Ziele leisten kann, sondern sich für die Kommunen 

auch wirtschaftlich und finanziell rechnet, auch wenn sie zunächst nicht unerhebliche Investitionen 

tätigen müssen. 

In der Regel wird zwischen vier Handlungsfeldern und kommunalpolitischen Rollen unterschieden:  

¶ Kommunen als Versorger und Anbieter von Energiedienstleistungen, 

¶ Kommunen als Verbraucher und als Vorbild für andere Energieverbraucher, 

¶ Kommunen als Planer und Regulierer, sowie  

¶ Kommunen als Promotoren und Berater. 

Der Beitrag der Kommunen zu den CO2-Emissionen ist nur schwer zu quantifizieren, da eine solche 

Berechnung immer stark von der jeweiligen Abgrenzung abhängig ist. Zwar sind nach wie vor die 

Industrie und die privaten Haushalte die wichtigsten Emissionsquellen, dennoch kann man davon 

ausgegangen, dass auch die Emissionsmenge nicht unerheblich ist, auf die die Kommunen 

unmittelbaren Einfluss haben. So schätzt der Deutsche Städte- und Gemeindebund die Zahl der 

kommunalen Gebäude in Deutschland auf rd. 176.000 und das dort vorhandene 

Energieeinsparpotenzial auf 60%. Gleichzeitig befinden sich noch rd. 2 Millionen Wohnungen im 

Eigentum von Kommunen; auch dort werden erhebliche Einsparpotenziale vermutet.10  

Klimaschutzeffekte werden daneben vor allem vom Beschaffungswesen erwartet. Rund 60% des 

9ƛƴƪƻƳƳŜƴǎǾƻƭǳƳŜƴǎ ŘŜǊ ǀŦŦŜƴǘƭƛŎƘŜƴ IŀƴŘ Ǿƻƴ ƧŅƘǊƭƛŎƘ ǊŘΦ нрл aǊŘΦ ϵ ŜƴǘŦŀƭƭŜƴ ŀǳf die 

Kommunen, die damit über ein bedeutendes Potenzial verfügen, um Energieeinsparung und 

Klimaschutz durch gezielte Anforderungen an die zu beschaffenden Produkte und Dienstleistungen 

zu fördern.11 Das mit diesen verschiedenen Maßnahmen nicht nur Beiträge zum Klimaschutz getätigt 

werden, sondern sich für Kommunen auch ganz unmittelbar finanziell auszahlen können, wird u.a. 

bei einem Blick auf die kommunalen Ausgaben für Energie sichtbar. Die kommunalen 

Spitzenverbände nennen jährlƛŎƘŜ 9ƴŜǊƎƛŜŀǳǎƎŀōŜƴ Ǿƻƴ ǊŘΦ нΣр aǊŘΦ ϵΤ ŘŜǊ Energiebezug ist damit 

nach den Sozial- und den Personalausgaben der größte Posten auf der Ausgabenseite der 

kommunalen Haushalte.12 

Um Klimawandel und Klimaschutz auch als Chance zu begreifen und die vorhandenen Potenziale 

auch ausschöpfen zu können, müssen jedoch an die Stelle isolierter Einzelmaßnahmen integrierte 

                                                           
9  Der Anhang des Zwischenberichts enthält eine Übersicht über wichtige Leitfäden und Institutionen und Initiativen, 

die entsprechende Informationen für kommunale Entscheidungsträger und andere relevanten Klima- Akteure 
bereitstellen.  

10  Auer, J. & E. Heymann (2012): Energiewende fordert Kommunen und Stadtwerke Frankfurt am Main, DB 
Research.; Deutscher Städte-und Gemeindebund, Statement zur Energie- und Umweltpolitik. Position 5.Dezember 
2012; Deutscher Sparkassen- und Giroverband (DSGV)/ Verband kommunaler Unternehmen (VKU), Stadtwerke 
und Sparkassen (2012): Gemeinsam für die kommunale Energiewende. Auf dem Weg in eine  klimafreundliche 
Zukunft., Berlin. 

11  Auer, J. & E. Heymann (2012): Energiewende fordert Kommunen und Stadtwerke Frankfurt am Main, DB 
Research. 

12  Deutscher Städte- und Gemeindebund (2013): Bilanz 2012 und Ausblick 2013 der deutschen Städte und 
Gemeinden, Berlin. 
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Lösungsansätze treten, die ausgehend von dem aktuellen Problemstand und vereinbarten Zielen 

entsprechende Maßnahmen und Programme in einem partizipativen Prozess entwickeln.  

Das Bundesumweltministerium hat diesen Ansatz aufgegriffen und fördert die Erstellung derartiger 

Konzepte im Rahmen ihrer Klimaschutzinitiative. Parallel dazu hat das Ministerium eine 

entsprechende Informations- und Beratungsinfrastruktur geschaffen, die die Kommunen und 

Regionen bei der Antragstellung unterstützt und sie mit weiterführenden Informationen versorgt. 

Die im Regionalforum Bremerhaven zusammengeschlossenen Gebietskörperschaften haben sich 

darauf verständigt, in Anlehnung an die Vorgaben des BMU ein entsprechendes Klimakonzept zu 

erstellen.  

1.1.3 Das Regionalforum als Untersuchungsregion  

Die Arbeitsmarkt- und Wirtschaftsstruktur der Region ist für die Erstellung eines regionalen Energie- 

und Klimakonzeptes in mehrfacher Hinsicht von Bedeutung. Auf der einen Seite beeinflusst die 

Wirtschaftsstruktur maßgeblich das Ausmaß des Energieverbrauchs und der Emissionen, auf der 

anderen Seite bestimmen die regionalen Strukturen auch die Möglichkeiten und Grenzen einer 

Klimaschutzstrategie.  

Das Regionalforum Bremerhaven umfasst die sog. 

Unterweserregion und setzt sich aus den beiden 

niedersächsischen Landkreisen Cuxhaven und Wesermarsch 

sowie aus der Stadt Bremerhaven zusammen. Im Folgenden 

werden einige spezifische Rahmenbedingungen des 

Untersuchungsraums skizziert, aus denen sich auch 

grundlegende Herausforderungen für ein Klimakonzept ableiten 

lassen.13 

Ein Großteil des Regionalforums ist ländlich geprägt. Größere 

Städte sind Bremerhaven, Cuxhaven und mit Abstand Brake und 

Nordenham in der Wesermarsch. Der östliche Teil des 

Landkreises Cuxhaven kann noch von der Nähe zum 

Ballungsraum Hamburg profitieren, der südliche Teil des 

Landkreises Wesermarsch befindet sich im Einzugsbereich der 

Stadt Bremen.   

Die gesamte Region weist mit Blick auf die Bevölkerungsstruktur zwar die klassischen Stadt-Land- 

Gegensätze auf, andererseits ist der gesamte Unterweserraum in besonderer Weise vom 

demographischen Wandel betroffen. Die natürliche Bevölkerungsentwicklung ist vor allem in den 

Küstenbereichen eher negativ und folgt damit im Wesentlichen den Trends in den beiden 

Bundesländern. Der Unterweserraum konnte in den letzten Jahren auch nicht von 

Wanderungsbewegungen profitieren, so dass die Region mit erheblichen Bevölkerungsverlusten 

konfrontiert ist. Das Bremerhavener Umland, der Unterweserraum entlang der Weser und der 

Bereich Cuxhaven werden nach vorliegenden Bevölkerungsprognosen auch in den nächsten 

                                                           
13  Niedersächsisches Institut für Wirtschaftsforschung (NIW) Regionalmonitoring Niedersachsen. Regionalreport 

2012. Positionierung und Entwicklungstrends ländlicher und städtischer Räume. Im Auftrag des Niedersächsischen 
Ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft, Verbraucherschutz und Landesentwicklung, Hannover 2012; 
Industrie- und Handelskammer Bremerhaven/Handelskammer Bremen (Hrsg.), Statistischer Jahresbericht  2012, 
Bremerhaven, Bremen 2013. 

Abbildung 4: Untersuchungsgebiet; 
Quelle: Regionalforum Bremerhaven 
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Jahrzehnten mit starken Bevölkerungsverlusten in der Größenordnung von bis zu 15% rechnen 

müssen.   

Die Bevölkerungsstruktur und die demographische Entwicklung sind wichtige Rahmenbedingungen 

für die regionalwirtschaftliche Entwicklung und stellen bereits heute eine besondere 

Herausforderung vor allem für kleinere Kommunen dar, insbesondere wenn es um die Sicherung der 

Infrastrukturversorgung geht. Erkennbar wird dies auch in der sehr geringen und deutlich unter dem 

Bundes- und Landesdurchschnitt liegenden Bevölkerungsdichte in den beiden Landkreisen.  

Tabelle 2: Bevölkerung und Bevölkerungsdichte; Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder (2013): 
Kreiszahlen. Ausgewählte Regionaldaten für Deutschland. Ausgabe 2012, Hannover 

 

Wirtschaftsstruktur und Arbeitsmarkt 

Die unterschiedlichen Strukturen in der Region zeigen sich auch bei einem Blick auf die 

wirtschaftlichen und arbeitsmarktpolitischen Kenndaten. Hinsichtlich der Wirtschaftskraft ς 

gemessen als Bruttoinlandsprodukt/ Einwohner ς liegt vor allem der Landkreis Cuxhaven deutlich 

unter dem Bundes- und Landesdurchschnitt. Hier kommen insbesondere die stark ländlich geprägte 

Struktur und die geringe Industriedichte zum Ausdruck. Dagegen liegt das BIP/ EW im Landkreis 

Wesermarsch sogar etwas über dem Landesdurchschnitt. Dies ist vor allem auf den hohen 

Industriebesatz in den Standorten unmittelbar entlang der Weser zurückzuführen, während in den 

sonstigen, dünnbesiedelten Teilen des Landkreises Wesermarsch hauptsächlich die Landwirtschaft 

eine Rolle spielt.  

Tabelle 3: Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen όϵκEinwohner); Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der 
Länder (2013): Bruttoinlandsprodukt, Bruttowertschöpfung in den kreisfreien Städten und Landkreisen der 
Bundesrepublik Deutschland 2000 bis 2011. Berechnungsstand: August 2012, Stuttgart 

 

Diese Unterschiede zwischen den Landkreisen zeigen sich auch in der Beschäftigtenstruktur nach 

Wirtschaftsbereichen. Im Landkreis Cuxhaven dominieren der Dienstleistungssektor und der Bereich 

Handel und Gewerbe (Logistikstandorte, Tourismus) mit einem Anteil von zusammen fast 70%. 

Dagegen sind im Landkreis Wesermarsch fast 50% der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten im 

produzierenden Gewerbe tätig.  
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In der Stadt Bremerhaven sind rd. 22% der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten im 

produzierenden Gewerbe tätig, die Rolle des Seehafens kommt hier vor allem in dem hohen Anteil 

des Sektors Handel und Verkehr zum Ausdruck. 

Die Beschäftigtenentwicklung in den letzten Jahren folgte weitgehend dem Bundes- und 

Landestrend. Die ländlichen Räume in Niedersachsen haben durchaus profitiert, wenn aber auch in 

sehr unterschiedlichem Ausmaß, der Unterweserraum bewegt sich hier entlang des Bundes- und der 

Länderdurchschnitts.14 

Die innerregionalen Unterschiede zeigen sich vor allem auf dem Arbeitsmarkt. Während die 

Arbeitslosenquote sich in den beiden Landkreisen in den letzten Jahren eher um den Bundes- und 

Landesdurchschnitt bewegte, hat sich der Strukturwandel in der Hafenstadt Bremerhaven vor allem 

auf dem Arbeitsmarkt niedergeschlagen. Mit über 14% ist die Arbeitslosenquote zurzeit mehr als 

doppelt so hoch wie im Bundes- und Landesdurchschnitt und etwa 3,5% höher als die 

Arbeitslosenquote des Landes Bremen. Nachdem sich die Stadt Bremerhaven sehr erfolgreich auch 

als einer der zentralen Produktions- und Logistikstandorte der Offshore- Windenergie positionieren 

konnte und auch auf zahlreiche Forschungs- und Entwicklungskapazitäten zurückgreifen kann, macht 

sich aktuell die Unsicherheit über die zukünftige Ausgestaltung der Energiepolitik hier besonders 

negativ bemerkbar. Ein Arbeitsplatzabbau in der Offshore- Windindustrie und aufgeschobene 

Investitionen sind Indizien dafür. 

 

Tabelle 4: Arbeitslosenquoten in Prozent im Regionalforum; Quelle: Bundesagentur für Arbeit; 
www.statistik.arbeitsagentur.de 

Dezember 2013 2012 2011 

Bundesrepublik Deutschland 6,7 6,6 6,1 

Niedersachsen 6,5 6,4 6,4 

Land Bremen 10,6 10,8 11,0 

Bremerhaven 14,1 14,1 14,6 

LK Wesermarsch 7,4 7,5 7,2 

LK Cuxhaven 6,1 6,2 6,1 

 

Der gesamte Unterweserraum gehört nach allen vorliegenden Rankings eher zu den Räumen in der 

Bundesrepublik, in denen die Zukunftsrisiken überwiegen.15 Die Aufgabe wird dabei zukünftig darin 

bestehen, die vorhandenen Entwicklungspotenziale zu stärken. Sie liegen in den Bereichen Land- und 

Ernährungswirtschaft, Biotechnologie, Logistik, Tourismus, vor allem aber in dem Bereich der 

Energiewirtschaft.16  

                                                           
14  !ǊōŜƛǘǎƪǊŜƛǎ α9ǊǿŜǊōǎǘŅǘƛƎŜƴǊŜŎƘƴǳƴƎ ŘŜǎ .ǳƴŘŜǎ ǳƴŘ ŘŜǊ [ŅƴŘŜǊέ ƛƳ Auftrag der Statistischen Ämter des Bundes 

und der Länder (Hrsg.), Erwerbstätigenrechnung. Reihe 2, Band 1 . Erwerbstätige in den kreisfreien Städten und  
Landkreisen der Bundesrepublik Deutschland  2000 bis 2011, Wiesbaden, Juli 2013. 

15  Prognos AG, Zukunftsatlas 2013 ς Deutschlands Regionen im Zukunftswettbewerb  . Berlin/Bremen/Düsseldorf , 
November 2013. 

16  Kröcher, U., U. Scheele, et al. (2013). Potenzialstudie Energieregion Nordwest. Studie im Rahmen des Hansa 
Energy Corridor HEC. Oldenburg.;  Oldenburgische Landesbank (Hrsg.), Wachstumspotenziale der Region Weser-
Ems und Bremen ς Herausforderungen und Perspektiven bis zum Jahre 2030, Oldenburg, Bremen November 
2013. 
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Damit diese Potenziale für die regionale Entwicklung genutzt werden können, ist eine stärkere 

regionale und interkommunale Kooperation von zentraler Bedeutung. Die besonderen 

Herausforderungen liegen auf der Hand:  

¶ Zwar hat die Weser in den letzten Jahren auch durch den Ausbau der Verkehrsinfrastruktur 

ihre trennende Wirkung etwas verloren, dennoch wirkt der Fluss nach wie vor als zumindest 

αmentaleά Barriere: oft enden Kooperationen an dieser natürlichen Grenze.  

¶ Der Untersuchungsraum fällt in den Zuständigkeitsbereich von zwei Bundesländern; zwar 

gibt es vielfältige Formen der länderübergreifenden Zusammenarbeit, dennoch können sich 

gerade im operationellen Bereich länderspezifische Besonderheiten als Hemmnis erweisen. 

Beide Bundesländer haben in den letzten Jahren jeweils eigene Klimaschutz- und 

Klimaanpassungsstrategien erarbeitet, die auf die landesspezifischen Bedingungen 

ausgerichtet sind und nicht in jedem Fall alle Kooperationschancen ausschöpfen.  

¶ Das Gebiet des Regionalforums Bremerhaven fällt in den Zuständigkeitsbereich von zwei 

Metropolregionen: während Bremerhaven und der Landkreis Wesermarsch zur 

Metropolregion Bremen- Oldenburg zählen, ist der Landkreis Cuxhaven sowohl Mitglied der 

Metropolregion Bremen- Oldenburg als auch der Metropolregion Hamburg. Unter dem 

Gesichtspunkt der Energie- und Klimapolitik können sich auch hier zumindest 

Reibungsverluste ergeben, da beide Metropolregionen sich jeweils mit unterschiedlichen 

Schwerpunkten auch dem Thema Energie verschrieben haben. 

Das Regionalforum Bremerhaven kann gerade in diesem Zusammenhang eine wichtige 

koordinierende und bündelnde Funktion übernehmen und hat sich dieser Aufgabe durch die 

Entwicklung eines gemeinsamen integrierten Klimaschutzkonzepts gestellt.  

Die gemeinsamen Problemlagen und Herausforderungen haben die Region im Jahre 2003 dazu 

bewogen, das Regionalforum als eine Plattform für die gemeinsame Interessensvertretung zu 

gründen. Diese Arbeitsgemeinschaft wurde von der Stadt Bremerhaven und den beiden Landkreisen 

Wesermarsch und Cuxhaven ins Leben gerufen. Die Arbeitsgemeinschaft ist offen, d.h. alle 

Kommunen und Städte innerhalb der Region können beitreten. Von dieser Möglichkeit haben in der 

Zwischenzeit die meisten Gebietskörperschaften Gebrauch gemacht.  

Die Zusammenarbeit innerhalb dieses Forums geschieht auf rein freiwilliger Basis. Das Regionalforum 

sieht aber in dieser Kooperation auch die Möglichkeit einer Intensivierung interkommunaler Ansätze 

und die Entwicklung von Lösungen, die ein höheres Maß an Verbindlichkeit aufweisen. Das 

Regionalforum kommt damit ς soweit es den niedersächsischen Teil des Untersuchungsgebietes 

betrifft ς auch den besonderen Interessen der Landesregierung entgegen, die seit Jahren eine 

Förderung der interkommunalen Zusammenarbeit zu einem wichtigen Bestandteil ihrer Innenpolitik 

gemacht hat.17 

Das Regionalforum verfolgt das allgemeine Ziel einer nachhaltigen Entwicklung der Unterweserregion 

und geht davon aus, dass die Probleme dieses Raumes nicht an den jeweiligen Landesgrenzen halt 

machen und dass vor allem viele kleinere Gebietskörperschaften nicht über die entsprechenden 

Ressourcen verfügen, um angemessen auf alle drängenden Herausforderungen reagieren zu können.  

Das Regionalforum versucht die Ziele auf der politischen Ebene umzusetzen, wobei hier mit der 

Unterweserkonferenz eine entsprechende Plattform errichtet wurde. Auf der operativen Ebene 

                                                           
17  http://www.mi.niedersachsen.de. 
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findet die Arbeit innerhalb von Arbeitskreisen statt, die sich mit jeweils unterschiedlichen Themen 

befassen. Das Regionalforum hat das Thema Energie- und Klimaschutz in der Region als eines der 

zentralen Zukunftsthemen entdeckt und einen gesonderten Arbeitskreis Klima eingerichtet. 

1.1.4 Ziele und Schwerpunkte des Integr ierten Klimaschutzk onzepts 

!Ƴ млΦ CŜōǊǳŀǊ нллф ǿǳǊŘŜ ŀǳŦ ŘŜǊ тΦ ¦ƴǘŜǊǿŜǎŜǊƪƻƴŦŜǊŜƴȊ Ŝƛƴ tƻǎƛǘƛƻƴǎǇŀǇƛŜǊ ȊǳƳ αaŀǎǘŜǊǇƭŀƴ 

YƭƛƳŀǎŎƘǳǘȊά ōŜǎŎƘƭƻǎǎŜƴΦ Der Masterplan enthält zahlreiche energie- und klimapolitische Projekte 

und Projektvorschläge. Ziel der Vereinbarung der Gebietskörperschaften ist es, diese Projekte im 

weiteren Verlauf der regionalen Strategiebildung zu konkretisieren und kontinuierlich 

fortzuentwickeln. Aufbauend auf diesen ersten Initiativen und Konzepten hat sich das Regionalforum 

dazu entschieden, ein gemeinsames, übergreifendes Energie- und Klimakonzept zu erstellen. Mit der 

Unterzeichnung der Resolution zum Masterplan Klimaschutz vom 11.08.2009 durch 2 Landkreise und 

10 Städte und Gemeinden wurde ein Rahmen des gemeinsamen Klimaschutzes für die Region 

ŦŜǎǘƎŜƭŜƎǘΣ ŘŜǊ Ƴƛǘ ŘŜǊ 9ǊǎǘŜƭƭǳƴƎ ŘŜǎ αLƴǘŜƎǊƛŜǊǘŜƴ YƭƛƳŀǎŎƘǳǘȊƪƻƴȊŜǇǘǎ wŜƎƛƻƴŀƭŦƻǊǳƳ 

.ǊŜƳŜǊƘŀǾŜƴά ǿŜƛǘŜǊ ƪƻƴƪǊŜǘƛǎƛŜǊǘ ǿŜǊŘŜƴ ǎƻƭƭte. Mit diesem integrierten Ansatz sollte ein 

gemeinsames Zeichen und weitere Schritte für die Verknüpfung der interkommunalen und 

regionalen Aspekte der Klimaschutzregion gesetzt werden. 

Im Mai 2012 erfolgte schließlich die Vereinbarung zur Zusammenarbeit zur Erstellung eines 

Integrierten Klimaschutzkonzepts für das Regionalforum Bremerhaven. Diese Vereinbarung sowie die 

Kostenregelung wurden von den beiden Landkreisen Cuxhaven und Wesermarsch sowie von 23 

Städten und Gemeinden in einem umfassenden regionalen Konsens unterzeichnet.    

Mit diesem Ansatz hebt sich die Unterweserregion deutlich von der Mehrheit vergleichbarer 

Initiativen in Deutschland ab. In den letzten Jahren hat die Zahl der Kommunen und Städte 

sprunghaft zugenommen, die für ihr jeweiliges Gebiet ein Klimakonzept erstellt haben, in denen sie 

ausgehend von der aktuellen Problemlage, Klimaziele formulieren und entsprechende Maßnahmen 

und Strategien entwickeln. Die Zahl interkommunaler Lösungen hat zwar ebenfalls zugenommen, 

bleibt aber nach wie vor überschaubar. 

Bei gemeinsamen Energie- und Klimakonzepten lassen sich wiederum mehrere Strategien 

unterscheiden. Die einfachste Form eines derartigen Konzepts besteht lediglich in einer 

Zusammenfassung traditioneller kommunaler Konzepte. Regionale oder interkommunale 

Klimakonzepte gehen jedoch von einer gemeinsamen Problemanalyse aus, für die es gemeinsame 

Lösungsansätze gibt. Der Klimawandel ist zunächst einmal kein lokales Problem. Die Verteilung des 

CO2-Ausstoßes in einer Region auf die einzelnen Kommunen kann zwar auf der einen Seite wichtige 

Hinweise darauf geben, wo man mit bestimmten Strategien ansetzen kann; das Verteilungsmuster ist 

aber auf der anderen Seite nur von einer begrenzten Aussagekraft, da lokale Emissionsbilanzen 

bestimmte interregionale Verflechtungen außen vorlassen. Die CO2-Bilanz einer Kommune kann 

günstig sein, weil der größte Teil der lokalen Bevölkerung in einer anderen Kommune beschäftigt ist, 

und deren Emissionen dort erfasst werden, oder aber weil die Kommune günstige 

Standortbedingungen für Windkraftanlagen etc. aufweist. Von mehreren Kommunen betriebene 

öffentliche Einrichtungen (Bsp. Abwasserentsorgung oder Abfallbeseitigungsanlagen) würden 

emissionsseitig der Kommune zugerechnet, in der sich der Standort dieser Einrichtung befindet. Die 

Liste der Beispiele ließe sich fortsetzen, mit denen verdeutlicht werden kann, dass eine rein lokale 

Betrachtung der Emissionen nicht sinnvoll ist. 
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Die Notwendigkeit eines interkommunalen bzw. regionalen Ansatzes ergibt sich jedoch vor allem auf 

der Ebene der Umsetzung von Klimaschutzmaßnahmen. Gemeinsame Problemlagen erfordern auch 

gemeinsame oder zumindest abgestimmte und koordinierte Maßnahmen.  

 

Abbildung 5: Kommunale und interkommunale Handlungsstrategien¸ Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an AG 
Interkommunale Zusammenarbeit Cölbe et al. 2010 

Die Abbildung 5 verdeutlicht noch einmal die unterschiedlichen Strategien, die innerhalb eines 

integrierten Energie- und Klimakonzepts realisiert werden sollen. Nach wie vor wird es 

Klimaschutzmaßnahmen geben, die auf ganz spezifische Probleme der einzelnen 

Gebietskörperschaften abzielen (erste Kategorie). 

Bei einer zweiten Kategorie handelt es sich um Maßnahmen, die gemeinsam entwickelt werden 

können, aber dezentral umgesetzt werden. Hier wird es vor allem darauf ankommen, über neue 

Formen der Zusammenarbeit einen entsprechenden Transfer von Informationen, Erfahrungen und 

Best Practices sicherzustellen. Nur so sind kostengünstige Lösungen zu erreichen: bestimmte 

Kommunen sollen von den Erfahrungen derjenigen profitieren, die bereits vergleichbare 

Maßnahmen entwickelt und umgesetzt haben. Voraussetzung ist der Wille zur Kooperation und ein 

vertrauensvolles Miteinander. Der Zusammenschluss einer Vielzahl von Kommunen über Landkreis- 

und sogar Bundeslandgrenzen hinweg, ist mit ein Zeichen dafür, dass dieser Wille auch vorhanden 

ist.  

Bei der dritten Kategorie handelt es sich um Maßnahmen, die an regionalen Problemlagen ansetzen, 

gemeinsam entwickelt und regionsübergreifend umgesetzt werden müssen. Häufig wird es sich dabei 

um Maßnahmen handeln, die höhere Anfangsinvestitionen verursachen und nur gemeinsam 

getragen werden können. Andere Maßnahmen benötigen zudem eine breite regionalpolitische 

Unterstützung.  

Bei diesen Maßnahmen sollte auf jeden Fall auch an bereits bestehende Formen der 

themenspezifischen Zusammenarbeit in der Region angeknüpft werden. Zu verweisen ist in diesem 

Zusammenhang u.a. auf die Leader- Programmstrukturen. Aber auch die Stadt Bremerhavens als 
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urbanes Zentrum mit seinen vielfältigen Verflechtungen in den ländlichen Raum kann in diesem 

Zusammenhang eine wichtige Funktion einnehmen. 

Die Integration in diese Strukturen würde zudem einen wichtigen Aspekt noch einmal explizit 

machen: Eine zukunftsfähige Energie- und Klimapolitik in der Region ist auch vor dem Hintergrund 

neuer Herausforderungen zu sehen und zu bewerten, die sich für die regionale Entwicklung ergeben. 

Es sind unter anderem Themen wie die Zukunft der Landwirtschaft und vor allem der 

demographische Wandel, die im Kern integrierter ländlicher Entwicklungskonzepte stehen, 

maßgeblichen Einfluss auf den Klimawandel haben und auch die klimapolitischen 

Handlungsmöglichkeiten der Region mitbestimmen. 

 

1.1.5 Aufbau / Methoden  

Das Regionalforum Bremerhaven hat sich dafür entschieden, ein gemeinsames Klimakonzept aus 

eigenen Mitteln zur finanzieren. Der besondere Stellenwert eines gemeinsamen Konzepts zeigt sich 

auch daran, dass sich alle beteiligten Gebietskörperschaften einvernehmlich auf diese Lösung 

verständigten.  

Der AK Klima des Regionalforums hat sich in Abstimmung mit den beauftragten Gutachtern dazu 

entschieden, sich an den Vorgaben des BMU für die Erstellung von Klimaschutzkonzepten zu 

orientieren. Diese Vorgehensweise erscheint aus mehreren Gründen sinnvoll. Auf der einen Seite 

kann damit auf eine breite Informationsgrundlage und eine entsprechende Beratungsinfrastruktur 

zurückgegriffen werden, auf der anderen Seite setzt die Förderung der Umsetzung von 

Klimaschutzmaßnahmen aus Mitteln des BMU in der Regel voraus, dass die beantragten Maßnahmen 

Bestandteil eines Klimaschutzkonzepts sind, das anhand der BMU- Vorgaben erarbeitet wurde. 

Das Integrierte Kommunale Klimaschutzkonzept (IKS) Regionalforum Bremerhaven orientiert sich an 

diesen Vorgaben, muss jedoch angesichts der Zahl der beteiligten Gebietskörperschaften, vor allem 

bei der Öffentlichkeitsbeteiligung auf andere Verfahren der Partizipation als die bei herkömmlichen 

kommunalen Konzepten zurückgreifen. 
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Abbildung 6: Methodischer Rahmen zur Erstellung des IKS, Quelle: Eigene Darstellung 

 

Die in Abbildung 6 dargestellten Arbeitsschritte verdeutlichen den methodischen Rahmen des 

Vorgehens bei der Erstellung des Integrierten Kommunalen Klimaschutzkonzepts. Die sich aus den 

einzelnen Arbeitsschritten ergebenen Resultate sind ebenfalls dargestellt und in den einzelnen 

Kapiteln dieses Konzepts wiederzufinden. 

1.2 Klimaschutz  im Regionalforum Bremerhaven  

1.2.1 Allgemein  

Die Unterweserregion ist aufgrund ihrer exponierten küstennahe Lage einer der Räume, die sich in 

besonderer Weise den Herausforderungen des Klimawandels wird stellen müssen. Das Thema 

Klimaschutz liegt daher auch im unmittelbaren Eigeninteresse der Region selbst; gleichzeitig gewinnt 

der Energiebereich auch unter regionalwirtschaftlichen Gesichtspunkten an Bedeutung.  

Die Region profitiert einerseits von dem Ausbau Erneuerbarer Energien, sei es als Standort für 

Windkraftanlagen und von Biogasanlagen, andererseits ist die Region mit ihrer Küstenlage als 

Produktionsstandort der Offshore- Industrie und als Offshore- Logistikschwerpunkt prädestiniert. Die 

Stadt Bremerhaven ist zudem Standort von Hochschulen und international bedeutenden 

wissenschaftlichen Einrichtungen, die sich in unterschiedlicher Weise mit Klimawandel und 

Klimaschutz befassen. Der Hochschulstandort Elsfleth profitiert mit der Ausrichtung auf 

Seeschifffahrt und Logistik von den zukünftigen Entwicklungen im Bereich der Offshore- Industrie. 

Erste Bestandsaufnahmen im Bereich Klimaschutz und Energieeffizienzmaßnahmen haben daneben 

für die Region eine Vielzahl regionaler und lokaler Initiativen erbracht. Dabei handelt es sich nicht nur 
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um Maßnahmen der Städte, Gemeinden oder Landkreise, in vielen Fällen sind es auch private, 

gemeinnützige oder genossenschaftliche Lösungen.  

Die Stadt Bremerhaven ist zudem Bestandteil des Klimaschutz- und Energieprogramms αKEP нлнлά 

der Städte Bremen und Bremerhaven, das bereits entsprechende Maßnahmen enthält. Für das Land 

Niedersachsen liegt seit 2012 ebenfalls eine Klimaschutzstrategie vor, die jedoch räumlich nicht so 

konkret ist, dass einzelne Maßnahmen der Region zugeordnet werden könnten. Einen inhaltlichen 

Schwerpunkt auf den Bereich Energie- und Klimaschutz verfolgt auch die LEADER-Region 

Wesermünde-Süd, an dem vier Kommunen des Regionalforums teilnehmen.  

Diese breite Palette an Initiativen verdeutlicht die grundsätzliche Bereitschaft der Region, sich im 

Bereich des Klimaschutzes zu engagieren und unterstreicht auch das vorhandene Potenzial in der 

Region. In der Zwischenzeit haben einige Kommunen damit begonnen - auch als Ergebnis dieses hier 

angestoßenen Diskussionsprozesses - den Klimaschutz ganz konkret zu stärken und sich die 

Förderung von Klimaschutzteilkonzepten zu bemühen.  

Eine wichtige Grundlage des IKS Bremerhaven bildet der Masterplan Klimaschutz, der im Jahr 2009 

vorgelegt wurde und eine Fülle an Maßnahmen und Initiativen auflistet. Diese Initiative wurde 

jedoch zum damaligen Zeitpunkt nicht von allen nun beteiligten Kommunen mitgetragen, so dass 

dieser Masterplan keinen Anspruch auf Vollständigkeit beanspruchen kann. Auswertungen haben 

gezeigt, dass zwar einige der dort enthaltenen Maßnahmen in der Zwischenzeit umgesetzt worden 

sind oder sich in der Planungsphase befinden, in den meisten Fällen war es jedoch nicht möglich, den 

aktuellen Status zu eruieren. Eine wesentliche Ursache ist dabei in dem Fehlen eines entsprechenden 

Monitorings und klar formulierter Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten zu sehen. Die Stadt 

Bremerhaven hat dieses Defizit durch die Aufnahme von Maßnahmen in das KEP 2020 beseitigen 

können. In diesem Programm werden u.a. das CO2-Monitoring, die CO2-Bilanz und die CO2-Prognose 

für Bremerhaven und Bremen festgeschrieben.  

1.2.2 Masterplan Klimaschutz  

Der Masterplan Klimaschutz wurde im Jahr 2009 in einem gemeinschaftlichen Verfahren von 

Akteuren der Stadt Bremerhaven und der Landkreise Cuxhaven und Wesermarsch sowie einiger 

Gebietskörperschaften der beiden Landkreise erstellt. Das Dokument stellt einen fortschreibbaren 

Projektkatalog über alle Klimaschutzaktivitäten der Unterzeichner der Resolution zum Masterplan 

Klimaschutz dar. Ziel des Masterplans Klimaschutz ist es, ein möglichst hohes Maß der 

Zusammenarbeit unter den beteiligten Akteuren auf dem Gebiet des Klimaschutzes zu erreichen. 

Gemeinsam sollen auf der Basis bereits durchgeführter sowie geplanter Maßnahmen neue Projekte 

generiert und Erfahrungen ausgetauscht werden. Die aufgelisteten Klimaschutzprojekte sind dabei 

den 14 Leitbildbereichen Klimahaus 8°-Ost, Sanierungskonzept, Erneuerbare Energie Wind (On- und 

Offshore), Erneuerbare Energie Wärme, Erneuerbare Energie Elektrizität, Bioenergie, Energieeffizienz 

Wärme, Energieeffizienz Fernwärme, Energieeffizienz Erdwärme, energieeffiziente 

Gebäudebewirtschaftung, Gesamtverkehr, Einsatz kraftstoffsparender Fahrzeuge, kommunales 

Energiemanagement und Umweltbildung an Schulen/Weiterbildung zugeordnet. Die Gesamtheit der 

Leitbildbereiche spiegelt dabei die Aspekte der angestrebten bzw. bereits angewandten 

Klimaschutzpolitik der Teilnehmer wieder. Derzeit befindet sich der Masterplan Klimaschutz auf dem 

Stand der Erstellung im Jahr 2009. 
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2 Energie- und Klimabilan z der Untersuchung sregion   

2.1 CO2-Bilanzierung  

2.1.1 Methode / Vorstellung EcoRegion  

Ein wichtiges Instrument zur Beurteilung einer Gemeinde oder einer Region in Bezug auf ihre 

Klimaschutzaktivitäten ist die CO2-Bilanzierung. Vor dem Hintergrund, dass die Umwandlung von 

Kohle, Öl, Erdgas und chemisch gebundener Energie in andere Energieformen wie Wärme, Licht oder 

Kraft mit der Freisetzung von CO2 einhergeht, lassen sich aus der Menge der CO2-Emissionen  einer 

Region einige wichtige Schlussfolgerungen ableiten.   

Da CO2 das mengenmäßige bedeutendste Treibhausgas ist, wurden im Rahmen der Klimaschutzziele 

der Bundesregierung Ziele zur Verminderung des Ausstoßes von CO2 formuliert, die eine Reduktion 

des Wertes bis zum Jahr 2020 auf 60% des Ausgangswertes von 1990 vorsehen. Dies wird als minimal 

notwendig erachtet, um den Klimawandel und seine Folgen in einem erträglichen Rahmen zu halten. 

Die Umsetzung verschiedenster Maßnahmen zur Erreichung dieses Ziels liegen zu einem großen Teil 

in der Verantwortung der Kommunen und müssen von diesen durchgeführt werden. Die CO2-

Bilanzierung ist hierbei wichtig, um die Entwicklung des CO2-Ausstoßes zu dokumentieren und 

langfristige Trends erkennen zu können, um so die Handlungsaktivitäten der Entwicklung 

anzupassen.  

Die Durchführung einer CO2-Bilanzierung benötigt als erstes verschiedene Daten, aus denen sich der 

CO2-Ausstoß berechnen lässt.18 Da aufgrund der Vielzahl von Quellen der CO2-Ausstoß nicht direkt 

gemessen wird, kommt hier eine Berechnungsmethode zum Einsatz, die zur Zusammenfassung 

genutzt wird. Die CO2-Bilanzierungen für das Gebiet des Regionalforums Bremerhaven basieren auf 

der Berechnungsmethode des Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC) und sind somit 

vergleichbar mit einer Vielzahl von durchgeführten Erhebungen. Bei der hier durchgeführten 

Berechnung wurden die Life-Cycle-Analysis-Faktoren (LCA-Faktoren) der Energieträger mit 

einbezogen.  

Die Bilanzierung selbst erfolgt ƳƛǘǘŜƭǎ ŘŜǊ {ƻŦǘǿŀǊŜ α9ŎƻwŜƎƛƻƴά ŘŜǎ IŜǊǎǘŜƭƭŜǊǎ 9Ŏƻ{ǇŜŜŘΦ 5ƛŜǎŜ 

Software erlaubt es schon aus im Verhältnis wenigen Ausgangsdaten eine relativ genaue Bilanz zu 

erstellen. Aufgrund der in der Zwischenzeit weiten Verbreitung dieses Instruments sind die erzielten 

Ergebnisse gut mit denen anderer Regionen in Deutschland und Europa vergleichbar. 

Die Daten, die auf jeden Fall zur Erstellung einer CO2-Bilanz (sog. Startbilanz) benötigt werden, sind 

die Bevölkerungszahlen sowie die Beschäftigtenzahlen nach Wirtschaftszweigen. Für die 

Mitgliedsgemeinden des Regionalforums wurden diese Daten zentral von der Bundesagentur für 

Arbeit beschafft. Dabei ist zu beachten, dass diese nur die Angaben für die 

sozialversicherungspflichtig Beschäftigten enthalten. In den vorliegenden Startbilanzen finden sich 

somit keine Angaben zu freiberuflich Tätigen, Beamten oder geringfügig Beschäftigten. Insgesamt 

sind die Ergebnisse der CO2-Bilanzierung daher eher als zu niedrig einzustufen. 

Aus den Zahlen lässt sich ermitteln, wie sich der CO2-Ausstoß der Gemeinde zusammensetzt. Hierbei 

werden den jeweiligen Wirtschaftsbereichen bestimmte CO2-Werte zugeordnet und in der Bilanz 

                                                           
18

  Es gibt auch vermehrt Städte und Kommunen - so auch Bremerhaven ς die über ein eigenständiges C02 ς 
Monitoring verfügen.  
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dargestellt. Die CO2-Bilanz, die auf diese Weise erstellt werden kann, weist nach allen vorliegenden 

Erfahrungen eine Genauigkeit von über 90% auf; dieses Bilanzierungsverfahren ist deshalb nach den 

Richtlinien des Bundesumweltministeriums zur Erstellung eines Klimaschutzkonzepts für Gemeinden 

mit bis zu 50.000 Einwohnern als Methode anerkannt. Weitere Daten können die Genauigkeit der 

Bilanz weiter verbessern, die Beschaffung wurde jedoch bei der Vielzahl der teilnehmenden 

Gebietskörperschaften als zu aufwändig erachtet, um in die Erstellung des IKS einzufließen. 

Im Rahmen der Erstellung des IKS wird für jede einzelne Mitgliedsgemeinde eine Startbilanz erstellt, 

die sich dann ǸōŜǊ Řŀǎ {ƻŦǘǿŀǊŜǘƻƻƭ α9ŎƻwŜƎƛƻƴ /ƻƳƳǳƴƛǘȅά zu beliebig abgrenzbaren Teilräumen 

innerhalb des Gebiets des Regionalforums kombinieren lassen. So kann u.a. eine Gesamtbilanz des 

Regionalforums oder die Bilanzen für die einzelnen Landkreise erstellt werden.  

Die graphische Darstellung erfolgt zum einen als Balkendiagramm, welches eine zeitliche Entwicklung 

des CO2-Ausstoßes der betrachteten Gemeinde oder des Gebietszuschnitts in jährlicher Auflösung 

zeigt. Dabei werden die Anteile der Sektoren Verkehr, Wirtschaft sowie privater Haushalte 

dargestellt. Als Bezugsgröße wurde die Einheit CO2 pro Jahr in Tonnen pro Einwohner gewählt, um 

die Gemeinden untereinander vergleichbar darstellen zu können.  

Als Orientierungshilfe steht zusätzlich eine Markierung zur Verfügung, bei der die Zielvorgabe der 

Bundesregierung, die eine Reduktion des CO2-Ausstoßes um 40%, ausgehend vom Referenzjahr 1990, 

vorsieht, über den Betrachtungszeitraum jährlich gleichmäßig verteilt wird.   

Weiterhin ist eine Darstellung aufgeschlüsselt nach Energieträgern möglich, wobei der elektrische 

Energieverbrauch in den Startbilanzen nicht weiter unterteilt wird. 

Die erstellten Bilanzen sind fortschreibbar und können bei Vorliegen neuerer Werte aktualisiert 

werden. Zur Erstellung der vorliegenden Bilanzen wurden die Daten zentral vom Statistik-Service 

Nord-Ost der Bundesagentur für Arbeit beschafft, so dass die Datengrundlage für alle Gemeinden 

einheitlich ist.  

Zur Aussagekraft der Bilanzen muss betont werden, dass die Sensitivität der Bilanzierungsmethode 

für lokale CO2-Einsparmaßnahmen der einzelnen Gemeinden aufgrund der verwendeten 

Eingangsdaten gering ist. Die CO2-Emissionen werden wie oben dargestellt, auf der Basis der 

Bevölkerungsentwicklung, der Anzahl der Beschäftigten in den entsprechenden Wirtschaftssektoren 

sowie anhand von Durchschnittsfaktoren, wie dem regionalen Strommix, errechnet. 

Dementsprechend bestimmen Bevölkerungsentwicklung und wirtschaftliche Entwicklung in starkem 

Maße die Ergebnisse der Bilanzierung. Es ist aber auch zu beachten: Je stärker die Ergebnisse regional 

generalisiert werden, desto besser werden die Ergebnisse der Bilanzierung. Das bedeutet auch, dass 

der regionale CO2-Ausstoß durch Aggregation der Daten qualitativ wesentlich besser dargestellt wird 

als lokale Gegebenheiten.    

 

2.1.2 Bilanzierungsergebni sse der Kommunen  

Die Ergebnisse der CO2-Bilanzierungen der einzelnen Kommunen sind somit jeweils die Startbilanzen, 

die sich aus den Daten der Bevölkerungsentwicklung und den sozialversicherungspflichtig 

Beschäftigten am Arbeitsort ergeben.  
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Bei der Interpretation dieser Ergebnisse ist zu beachten, dass es sich hier um Verbrauchsbilanzen 

handelt. Basis ist der Energieverbrauch der Region oder einer Kommune und die sich daraus 

ergebenden Emissionen. Die außergewöhnlich hohen Werte vieler Mitgliedsgemeinden bei der 

Erzeugung Erneuerbarer Energien finden sich somit in dieser Darstellung nicht wieder, da die 

Bilanzierungssoftware von dem durchschnittlichen Energiemix ausgeht.  

In der zusammengefassten Gesamtauswertung der Mitgliedsgemeinden des Regionalforums ist 

ersichtlich, dass der CO2-Ausstoß über die Jahre stetig gesunken ist, allerdings hat sich dieser Trend in 

den letzten Jahren abgeschwächt und ist zum Stillstand gekommen. Nach den aktuellsten Zahlen aus 

dem Jahr 2011 wird momentan pro Einwohner ca. eine Tonne mehr CO2 pro Jahr produziert als es die 

Zielvorgabe vorsieht. Es ist davon auszugehen, dass bei der Umsetzung einer gemeinsamen und gut 

koordinierten Klimaschutzstrategie die Ziele erreicht werden können. 

Bei der detaillierten Betrachtung des Ergebnisses wird deutlich, dass die Reduzierung des CO2-

Ausstoßes ausschließlich in den Sektoren Haushalte und Wirtschaft stattgefunden hat, der 

Verkehrssektor konnte bisher nicht zu einer Senkung beitragen. 

Im Haushaltssektor fand eine kontinuierliche Senkung des CO2-Ausstoßes statt, hier konnte der Wert 

von 1990 (3,1 t/Jahr/Ew) auf 2,5 t/Jahr/Ew im Jahr 2011 gesenkt werden. Dies bedeutet gleichzeitig 

aber auch einen konstanter Anteil des Sektors privater Haushalte von 33% an den gesamten 

Emissionen. 

Im Wirtschaftssektor, der im Jahr 1990 noch für 46% des Gesamtausstoßes verantwortlich war, fand 

eine Senkung auf 37% statt. In absoluten Werten bedeutet dies eine Senkung des CO2-Ausstoßes von 

4,2 auf 2,8 t/Jahr/Ew.  

Lediglich der Verkehrssektor konnte keinen Beitrag zur Senkung des Gesamt-CO2-Ausstoßes leisten, 

der spezifische Wert stieg sogar leicht von 1,9 auf 2,3 t/Jahr/Ew CO2. Dementsprechend stieg der 

Anteil am Gesamtausstoß von 21% (1990) auf 30% (2011) (vgl. Abbildung 8). 

Abbildung 7: Entwicklung des CO2 ς Ausstoßes; Quelle: Eigene Darstellung 
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Im Bereich der Wirtschaft konnten die CO2- Emissionen im Vergleich zu 1990 um ein Drittel verringert 

werden. Für sich allein betrachtet, konnte der Wirtschaftssektor somit die vorgegebenen Einsparziele 

bereits erreichen. Der Haushaltssektor liegt mit 19 Prozent und bei einem kontinuierlichen Rückgang 

leicht über den Einsparzielen. Im Verkehrssektor wurden die Ziele stark verfehlt, hier wurde im 

Untersuchungszeitraum eine deutliche Erhöhung des CO2- Ausstoßes festgestellt (vgl. Abbildung 9).  

 

Abbildung 9: Veränderungen des CO2 - Ausstoßes nach Sektoren; Quelle: Eigene Darstellung 

Die Aufschlüsselung nach Energieträgern zeigt, wie sich die Nutzungsverteilung über die Jahre 

teilweise stark verändert hat. Im Energiemix sieht man im Wärmenutzungsbereich einen deutlichen 

Rückgang der durch die Energieträger Kohle und Heizöl verursachten CO2-Emissionen, während der 

Wert für Erdgas leicht ansteigt. Diese Berechnungen basieren auf den Durchschnittswerten für die 

Bundesrepublik insgesamt, da für das Gebiet des Regionalforums Bremerhaven keine spezifischen 

Daten vorliegen. Es wird daher vereinfachend davon ausgegangen, dass hier eine vergleichbare 

Abbildung 8: Entwicklung des CO2 - Ausstoßes nach Sektoren; Quelle: Eigene Darstellung 
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Entwicklung stattfindet. Insgesamt sinken die Werte in diesem Sektor leicht. Andere Energieträger in 

diesem Sektor wie Flüssiggas, Holznutzung und Erdwärme spielen nach wie vor keine bedeutende 

Rolle. Die Nutzung von Fernwärme zeigt keine deutlichen Veränderungen (vgl. Abbildung 10). 

Im Verkehrssektor zeichnet sich eine Verlagerung der Emissionen vom Benzin hin zum Diesel ab, 

während die aus der Nutzung von Kerosin entstandenen CO2-Emissionen stetig steigen. 

Zusammengefasst sinken die Werte in diesem Sektor über die Jahre kaum. Die durch Stromnutzung 

entstehenden CO2-Emissionen haben sich kaum verändert. Dies lässt den Rückschluss zu, dass die 

geringeren CO2-Emissionen pro kw/h durch die vermehrte Nutzung regenerativer Energien durch 

einen stärkeren Gesamtstromverbrauch nahezu ausgeglichen wurden. 

Vergleich der Mitgliedsgemeinden des Regionalforums 

Die Mitglieder des Regionalforums unterscheiden sich bilanziell bezüglich ihres CO2-Ausstoßes sowie 

ihrer bisherigen Einsparbemühungen teilweise sehr stark. Zu beachten ist bei der Betrachtung der 

Werte, dass sich hier Einzelmaßnahmen der Kommunen, die auch CO2-relevant sind, nicht 

wiederfinden. Die Bewertung dieser Maßnahmen ist mit der Software EcoRegion nicht möglich und 

muss daher individuell berücksichtigt werden. 

Die Einteilung der Gemeinden erfolgt dabei nach dem absoluten Ausstoß an CO2 pro Einwohner und 

nach dem Vergleich mit dem für 2011 ermittelten Einsparziel. Die Treibhausgasemissionen betrugen 

im Jahr 2011 in Deutschland durchschnittlich 10,8 Tonnen CO2 Äquivalente pro Einwohner und Jahr19.  

Im Gebiet des Regionalforums zeigt sich deutlich, dass die CO2-Bilanz ein starkes Gefälle zwischen 

den eher ländlich geprägten Gemeinden und den städtisch geprägten Gemeinden aufweist. Diese 

Verteilung entspricht der Situation anderer Regionen Deutschlands. Die Gemeinden Nordenham und 

Lemwerder mit ihrem hohen Anteil an Industriearbeitsplätzen haben in dieser Auswertung 

                                                           
19

 Siehe http://de.statista.com/statistik/daten/studie/311811/umfrage/treibhausgasemissionen-pro-kopf-nach-
ausgewaehlten-laendern-weltweit/  

Abbildung 10: CO2-Ausstoß pro Kopf nach Energieträgern; Quelle: Eigene Darstellung 



II Untersuchung der Zielregion 

32 
 

entsprechend hohe CO2-Emissionen pro Kopf. Die Ergebnisse der CO2-Startbilanzen für die einzelnen 

Gemeinden des Regionalforums Bremerhaven werden ausführlicher im Anhang dargestellt. Als 

grafische Übersicht findet sich die Verteilung in der CO2 -Emissionen in Abbildung 11.  

 

 

Die dargestellten Zahlen der CO2-Emissionen wurden den Startbilanzen der einzelnen Gemeinden 

entnommen. Abweichend dazu wurden die dargestellten CO2-Emissionen pro Kopf für die Stadt 

Bremerhaven aus dem KEP 2020 und dem Bericht der Verwaltung zur  Entwicklung der CO2-

Abbildung 11: CO2-Ausstoß in den Kommunen und Städten des Regionalforums; Quelle: Eigene Darstellung 






















































































































































































































































